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1  Problemstellung 

Kooperation und Konkurrenz stehen nur teilweise im Gegensatz zueinander. Gerade in 
der Kreditwirtschaft ist diese Erkenntnis nicht neu. Klassisches Beispiel ist das Konsor-
tialgeschä ft, bei dem im Wettbewerb stehende Banken gemeinsam Finanzmittel auf-
bringen, die sie allein nicht beschaffen könnten. Ein weiteres, aktuelles Beispiel für eine 
Kooperation zwischen Konkurrenten ist die CashGroup, in der sich die Deutsche Bank, 
die Dresdner Bank, die HypoVereinsbank, die Commerzbank und die Postbank zusam-
mengeschlossen haben. Kunden der CashGroup-Mitglieder haben kostenlosen Zugang 
zu den etwa 7600 Geldautomaten aller beteiligten Banken.1 Mit dieser Kooperation 
wird das Ziel verfolgt, einen Wettbewerbsnachteil gegenüber Volks- und Raiffeisen-
banken sowie Sparkassen auszugleichen. Denn diese verfügen aufgrund ihrer dezentra-
len Struktur über ein weit verzweigtes und umfangreiches Netz von etwa 16.0002 bzw. 
21.0003 Geldautomaten. Auf die gleiche Weise arbeiten die National-Bank, die Sparda-
Banken, die SEB, die Citibank Privatkunden, die BW-Bank, die CC-Bank, die Allbank 
sowie die SchmidtBank unter der Bezeichnung CashPool zusammen und kommen ge-
meinsam auf eine Zahl von 1800 Geldautomaten.4 

Ebenso wie die Kooperation unter Wettbewerbern hat die Zusammenarbeit zwischen 
Nicht-Konkurrenten eine lange Tradition im Bankwesen. Die Finanzverbünde der Ge-
nossenschaftsbanken sowie der Sparkassen sind Beispiele hierfür. Hier greifen lokal 
oder regional tä tige Institute, die sich auf ihre eigenen, geographisch relativ abgegrenz-
ten Marktgebiete konzentrieren,5 auf die Leistungen von gemeinsamen Zentralbanken, 
Spezialinstituten und Verbä nde zurück. Auf diese Weise ist es ihnen möglich, gleichzei-
tig die Vorteile von Kleinheit und Größ e zu nutzen. 

Das vorliegende Arbeitspapier untersucht die Möglichkeiten und Grenzen der Zusam-
menarbeit aus Sicht von Genossenschaftsbanken unter besonderer Berücksichtigung der 
Potenziale und Hindernisse verbundexterner Kooperation. Mit dieser Problemstellung 

                                                
1  Vgl. die Pressemitteilung vom 14.3.2001 der Postbank, einsehbar unter URL: www.postbank.de 

[17.10.2001]. Die Gesamtzahl der Geldautomaten in Deutschland beträ gt etwa 63.000. Telefonische 
Auskunft des Bundesverbandes deutscher Volksbanken und Raiffeisenbanken BVR [17.10.2001].  

2  Telefonische Auskunft des Bundesverbandes deutscher Volksbanken und Raiffeisenbanken BVR 
[17.10.2001]. 

3  Telefonische Auskunft des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes DSGV [17.10.2001].  
4  Vgl. URL: http://www.cash-group.de [19.10.2001]. 
5  Allerdings gibt es vor allem im Genossenschaftssektor durchaus lokale Ü berschneidungen, aus denen 

sich spezielle Probleme ergeben können. Es ist allerdings zu erwarten, da ß  derartige Gemengelagen in 
Zukunft weitgehend bereinigt werden, vgl. BVR (1999), Bd. 1, S. 45 ff. Schwierigkeiten sind aller-
dings noch in Mä rkten zu erwarten, in denen Volks- bzw. Raiffeisenbanken und Spardabanken 
zugleich tä tig sind.. Da diese Konstellation aus theoretischer Sicht einer Situation gleicht, in der bei-
spielsweise eine Volksbank und eine Sparkasse kooperieren, wird auf diesen Fall nicht gesondert ein-
gegegangen. Mögliche Interessenkonflikte finden beispielsweise ihren Niederschlag in der Tatsache, 
daß  die Sparda-Banken Mitglieder des CashPool sind. 
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vor Augen analysiert das 2. Kapitel allgemein das Phä nomen der Kooperation. Aus-
gangspunkt ist dabei zunä chst die Zusammenarbeit zwischen Nicht-Konkurrenten. Im 
Anschluß  steht die Kooperation zwischen Wettbewerbern im Mittelpunkt der Betrach-
tung. Beide Themengebiete werden mit Hilfe der Neuen Institutionenökonomik und des 
Kernkompetenzansatzes theoretisch fundiert. Auf dieser Grundlage lassen sich Funkti-
onsbereiche identifizieren, auf denen Kooperationen generell und speziell Kooperatio-
nen zwischen Wettbewerbern effiziente Organisationsformen darstellen. Das 2. Kapitel 
schließ t mit einer Diskussion jener Faktoren, die den Erfolg einer Kooperation bestim-
men. Im 3. Kapitel werden die zuvor angestellten Ü berlegungen auf Genossenschafts-
banken übertragen. Zu diesem Zweck wird einleitend die Wertkette eines Kreditinstituts 
vorgestellt, um Wertschöpfungsstufen identifizieren zu können, die sich für eine koope-
rative Bereitstellung anbieten. Potenzielle Kooperationsfelder werden daraufhin unter-
sucht, ob die Zusammenarbeit verbundintern stattfinden muss oder ob auch Konkurren-
ten als Partner in Frage kommen. Abgerundet werden die Ausführungen des 3. Kapitels 
durch einige Fallbeispiele. Das 4. Kapitel fasst die wesentlichen Argumente des Papiers 
noch einmal zusammen und gibt einen Ausblick. 
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2 Möglichkeiten und Grenzen der Kooperation 

2.1 Kooperationsbegriff, Motive und latente Instabilitä t  

Neben Mä rkten und Unternehmen stellen Kooperationen konstituierende Elemente ei-
nes marktwirtschaftlichen Systems dar.6 Kooperation bezeichnet die freiwillige Zu-
sammenarbeit zwischen natürlichen oder juristischen Personen. Es handelt sich um das 
aufeinander abgestimmte Verhalten von mindestens zwei Parteien, die ein gemeinsames 
Ziel verfolgen. Dieses Ziel kann ein Unterziel sein, so dass die Oberziele der Koopera-
tionspartner durchaus in Konflikt zueinander stehen können. Die Koordination einer 
Kooperation erfolgt über Verhandlungen und Abmachungen, die vertraglich fixiert oder 
auch impliziter Natur sein können.7 

Es lassen sich zwei Gruppen von Kooperationsformen unterscheiden, effizienzorientier-
te und machtorientierte.8 Die erste zeichnet sich dadurch aus, dass durch die Zusam-
menarbeit die Produktivitä t gesteigert werden soll, entweder durch Einsparung von Kos-
ten oder durch eine Verbesserung des Zielerreichungsgrades. Beispiele sind Lizenz- und 
langfristige Lieferverträ ge, Joint Ventures, Strategische Allianzen, Konsortien, Kapital-
beteiligungen, Genossenschaften, Verbünde, Franchisesysteme und Unternehmens-
netzwerke. Allerdings können diese Kooperationsformen auch zur zweiten Gruppe ge-
hören, sofern sie nicht der Effizienzsteigerung dienen, sondern der Ausschaltung des 
Wettbewerbs. Diese Ausprä gung der Kooperation wird als machtorientiert bezeichnet.  

Mit effizienzerhö henden Kooperationsformen können folgende Wirkungen beabsichtigt 
sein:  

• Realisierung von Größ envorteilen in der Produktion (economies of scale), z.B. durch 
Kostendegressions- oder Erfahrungskurveneffekte; 

• Realisierung von Verbundvorteilen (economies of scale), z.B. durch die Integration 
der Vertriebswege für Bank- und Versicherungsprodukte im Rahmen einer Allfi-
nanz-Strategie; 

• Risikoteilung durch die Verteilung eines Risikos auf mehrere Schultern; 
• Arbeitsteilung und Spezialisierung auf Tä tigkeiten, in denen entweder absolute oder 

relative Kostenvorteile vorliegen. Hierbei geht es letztlich um die Zusammenführung 
komplementä rer Ressourcen.9 

                                                
6  So lautet der deutsche Titel eines bekannten Werkes zur Transaktionskostentheorie, auf die wir spä ter 

noch zurückkommen werden: „Die ökonomischen Institutionen des Kapitalismus: Unternehmen, 
Mä rkte, Kooperationen“. WILLIAMSON (1985/1990). 

7  Vgl. BOETTCHER (1974), S. 21 f. 
8  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (1999), S. 163 ff. Vgl. auch BOETTCHER (1974), S. 33 ff.  
9  Vgl. NEUS (1998), S. 55 ff. 
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All diese Motive sind nur notwendige, keine hinreichende Bedingungen für die Bildung 
einer Kooperation. Denn auch mit Zusammenschlüssen oder im Rahmen von Marktbe-
ziehungen können die genannten Ziele unter Umstä nden erreicht werden. Hinreichende 
Bedingung für eine Kooperation sind daher Transaktionskostenvorteile.10 Die Nutzung 
jeder Organisationsform –  sei es ein Markt, ein Unternehmen oder eine Kooperation –  
verursacht einen Ressourcenverzehr, der als Transaktionskosten bezeichnet wird. Wir 
werden spä ter auf die Frage zurückkommen, unter welchen Voraussetzungen die Ko-
operation Transaktionskostenvorteile gegenüber anderen Koordinationsmechanismen 
aufweist.  

Mit einer machtorientierten Kooperation versuchen die Beteiligten, durch die Bildung 
eines Kartells die Marktkrä fte auß er Kraft zu setzen.11 Im Falle eines Strukturkrisenkar-
tells kann die Marktmacht darin zum Ausdruck kommen, dass sich die Beteiligten der 
bereinigenden Wirkung des Marktwettbewerbs entziehen wollen. Insofern ist die Be-
zeichnung „machtorientiert“ in gewisser Weise irreführend, weil die Partner eines 
Strukturkrisenkartells keineswegs in eine „machtvolle“ Position gelangen, sondern um 
das schiere Ü berleben kä mpfen.  

Im Rahmen von Kartellen streben Unternehmen danach, den –  unter Umstä nden berei-
nigenden –  Wettbewerb auszuschalten, um zu Lasten der Konsumenten ihren Gewinn 
zu steigern. Im Falle eines Quotenkartells reduzieren die Anbieter kollektiv die offerier-
te Menge. Bei normaler Reaktion der Nachfrage wird dadurch der Preis steigen. Bis zu 
einem gewissen Punkt wird der Gewinnzuwachs durch die Preiserhöhung die Gewinn-
reduktion durch die Mengenrationierung überkompensieren. Beispielsweise werde an 
einem Markt zu einem Preis von 9 €  eine Menge von 16 Mengeneinheiten gehandelt, 
die sich zu gleichen Teilen auf zwei im Wettbewerb stehende Anbieter verteilt. Ange-
nommen die Kosten pro Mengeneinheit betrügen eine Geldeinheit,12 so würde jedes 
Unternehmen einen Gewinn von 64 €  realisieren.13 Die Anbieter könnten nun eine Kar-
tellvereinbarung schließ en, wonach beide ihre Mengen auf 6 Einheiten reduzieren. Der 
Gewinn für jeden einzelnen stiege auf 72 € .14  

                                                
10  Vgl. BONUS (1986), S. 315. Vgl. auch WILLIAMSON (1985), S. 92, Fn. 8. 
11  Machtorientierte Kooperationsformen sind aus dem Blickwinkel der Volkswirtschaft zwar in der Re-

gel unerwünscht, selbstverstä ndlich aber nicht aus Sicht der beteiligten Unternehmen. Im vorliegen-
den Arbeitspapier wird aus einzelwirtschaftlicher Sicht argumentiert. 

12  Die Kostenfunktionen lauten demnach: K1 = 1 x1 und K2 = 1 x2. Die Indices stehen für die Anbieter 1 
und 2. 

13  Die Preis-Absatz-Funktion sei: p = 25 –  x, wobei x = x1 + x2. Bei der im Beispiel gewä hlten Preis-/ 
Mengenkombination handelt es sich um die sogenannte COURNOT-Lösung im homogenen Dyopol; 
vgl. dazu z.B. WIED-NEBELLING (1997), S. 142 ff.  

14  Es handelt sich hierbei um die Preis-/Mengenkombination, die ein Monopolist wä hlen würde. Die 
gewinnmaximale Menge des Monopolisten errechnet sich aus GM = Umsatz minus Kosten = p x –  1 x 
= (25 –  x) x –  x = 24 x –  x2 →  Max! Daraus folgt: dGM/dx = 24 –  2x = 0 ↔  x = 12 und p = 25 –  12 = 13. 
Der Gewinn des Monopolisten beträ gt dann GM = (13 –  1) ⋅  12 = 144. Im hier betrachteten Fall mit 
zwei Anbietern, auf die sich die Monopolmenge gleichmä ß ig verteilt, ergibt sich G1 = G2 = 72. 
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Dieses Beispiel ist aus zwei Gründen interessant. Erstens zeigt es, dass gerade die Ko-
operation mit Konkurrenten vorteilhaft sein kann. Zweitens verdeutlicht es die latente 
Instabilität von Kooperationen. Es liegt eine sogenannte Dilemma-Situation vor, da 
jeder der beiden Anbieter dem Anreiz ausgesetzt ist, seine individuelle Menge zu stei-
gern. So könnte das erste Unternehmen seine Menge auf 8 erhöhen. Sofern das zweite 
Unternehmen weiterhin –  wie verabredet –  6 Mengeneinheiten anbietet, sinkt der Preis 
auf 11 € . Dadurch ergibt sich für den Kartellbrecher ein Gewinn von 80 € , für den ande-
ren einer von 60 € . Damit lä ß t sich folgende Gewinnmatrix aufstellen: 

Abb. 1: Gefangenen-Dilemma 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Unabhä ngig vom Verhalten des anderen ist es aus individueller Perspektive immer vor-
teilhaft, die Kartellvereinbarung zu missachten. Würde sich das zweite Unternehmen 
kooperativ verhalten, so liegt der Gewinn des ersten Unternehmens bei 80 € , wä hrend 
die Kooperation ihm nur 72 €  brä chte. Falls sich das zweite Unternehmen nicht an die 
Vereinbarung hä lt, so ist es für das erste Unternehmen ebenfalls vorteilhaft, den Kar-
tellvertrag zu brechen. Für die potenziellen Kooperationspartner ist diese Anreizstruktur 
fatal. Kollektiv rational ist die Kooperation, denn damit könnten beide gemeinsam den 
maximalen Gewinn in Höhe von 144 €  realisieren. Aufgrund der vermeintlichen indivi-
duellen Vorteilhaftigkeit des Kartellbruchs ist das Kartell jedoch instabil, so dass die 
beiden Anbieter die für sich schlechteste Situation mit einem Gesamtgewinn von nur 
128 €  erreichen. Man spricht von einer Rationalitä tsfalle, weil individuelle und kollekti-
ve Rationalitä t auseinanderfallen. Im Interesse beider müssen institutionelle Siche-
rungsmechanismen zur Erhaltung der Kartelldisziplin gefunden werden.  

Dieses Beispiel stellt keineswegs einen Sonderfall dar. Vielmehr sind viele Kooperatio-
nen latent instabil. Eine Kooperation ist für die Beteiligten mit dem Verzicht von indi-
viduellem Handlungsspielraum verbunden, um auf einer höheren Ebene den nunmehr 
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gemeinsamen Handlungsspielraum zu erweitern.15 Dadurch entsteht eine gegenseitige 
Abhä ngigkeit, die von den anderen Kooperationspartnern ausgenutzt werden kann. Eine 
Kooperation ist daher nur dann stabil, wenn diese Ausbeutungsspielrä ume abgesichert 
werden. Wenn dies nicht möglich ist, so ist ein Zusammenschluss in Form einer Fusion 
effizienter als eine Kooperation. Entscheidungskriterien für diese Frage liefern die Neue 
Institutionenökonomik sowie der Kernkompetenzansatz, mit denen wir uns im folgen-
den beschä ftigen werden. 

 

2.2 Kooperation und Kernkompetenzen 

Jüngst hat sich der genossenschaftliche Finanzverbund auf eine gemeinsame Strategie 
geeinigt.16 Bereits im Vorfeld wurde dabei die Zielsetzung konkretisiert. Diese wird 
darin gesehen, „daß sich die Volksbanken und Raiffeisenbanken auf ihre Kernkompeten-
zen, den kundennahen Vertrieb von Finanzdienstleistungen, konzentrieren kö nnen.“17 
Mit diesem Ansatz der Fokussierung auf Kernkompetenzen liegt der Finanzverbund im 
Trend. So wurde dem Vorstandssprecher der Deutschen Bank ROLF-E. BREUER bei-
spielsweise in einem Interview zum Thema „Fusionswelle“ folgende Frage gestellt: 
„Die Moden in der Wirtschaft wechseln, auch bei Zusammenschlüssen und Akquisitio-
nen. Daimler wollte beispielsweise einmal den ‚integrierten Technologiekonzern‘ schaf-
fen, dann wurde ‚Kernkompetenz‘ das große Schlagwort. Heute sehen viele schon wie-
der im Mischkonzern die Zukunft, wie in Amerika General Electric mit Erfolg vor-
macht.“ Darauf antwortete BREUER: „Wenn ich Revue passieren lasse, warum in der 
Vergangenheit fusioniert worden ist, lässt einen das natürlich an der Weisheit des Ma-
nagements zweifeln. Wenn die Strategie alle fünf Jahre wechselt, fehlt es an Weitblick. 
Die Tendenz zu fokussieren und all das zur Seite zu schieben, was von Kernkompeten-
zen ablenkt, ist ein Konzept, das überdauern kö nnte.“18  

Konzentration auf Kernkompetenzen bedeutet, dass ein Unternehmen seine Wertschöp-
fungsbreite und/oder – tiefe einschrä nkt. Durch diese Spezialisierung steigt die Arbeits-
teilung. Entlang der Wertschöpfungskette entstehen Schnittstellen, die Reibungsverluste 
verursachen. In der Transaktionskostenökonomik spricht man von Transaktionskosten,19 
die dem Nutzen aus Arbeitsteilung und Spezialisierung entgegenstehen. Ein optimaler 
Grad an Arbeitsteilung ist dann erreicht, wenn die Differenz zwischen den Vorteilen aus 
Arbeitsteilung und Spezialisierung einerseits und den Transaktionskosten andererseits 

                                                
15  In der Kooperationstheorie wird dieser Zusammenhang als „Paradox der Kooperation“ bezeichnet; 

vgl. BOETTCHER (1974), S. 42. 
16  Vgl. BVR (2001). Vgl. auch PLEISTER (2001). 
17  BVR (1999), Bd. I, S. 37. Vgl. auch BVR (2001), S. 11. 
18  Zitiert nach BROST / HERZ (2000), S. 46 [Hervorhebung hinzugefügt]. Vgl. dazu auch BREUER (2000). 
19  Vgl. WILLIAMSON (1985), S. 18 ff.  
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maximal ist.20 Dieses Problem ist komplex, weil durch die Wahl der Koordinationsform 
Einfluß  auf die Transaktionskosten genommen wird. Grundsä tzlich lassen sich drei Al-
ternativen zur Organisation von Wertkettenschnittstellen unterscheiden: erstens marktli-
che Koordination, zweitens hierarchische Koordination innerhalb eines Unternehmens 
und drittens kooperative Koordination.  

Wenn sich ein Unternehmen auf seine Kernkompetenzen spezialisiert (interne Koordi-
nation), so stehen demnach zwei alternative Koordinationsformen (kooperative und 
marktliche Koordination) zur Verfügung. Vor diesem Hintergrund stellt sich dann die 
Frage, welche Teile der Wertschöpfungskette weiterhin in der Unternehmung verblei-
ben sollen. Um diese Problemstellung anzugehen, muss zunä chst geklä rt werden, was 
unter Kernkompetenzen zu verstehen ist. Im Anschluss daran ist zu untersuchen, mit 
welchen Koordinationsformen die Schnittstellen zu den anderen Teilen der Wertschöp-
fungskette gestaltet werden sollten.  

Aus Perspektive der Neuen Institutionenökonomik zeichnet sich eine Kernkompetenz 
durch zwei Merkmale aus.21 Erstens ist sie von groß er strategischer Bedeutung und 
zweitens sind Faktoren notwendig, deren Bereitstellung eine sehr prekä re Transaktions-
beziehung begründet.22 Beide Dimensionen, strategische Bedeutung einerseits und Pre-
karitä t andererseits, schaffen eine Abhängigkeit der Unternehmung von der entspre-
chenden Wertschöpfungsstufe. Die Abhä ngigkeit von strategisch bedeutsamen Teilleis-
tungen ergibt sich ex definitione aus ihrem Beitrag zum langfristigen Unternehmenser-
folg. Die Abhä ngigkeit aufgrund prekä rerer Bindungen bzw. Beziehungen bedarf einer 
tiefergehenden Betrachtung.23 Gründe für eine hohe Prekaritä t können erstens eine hohe 
Spezifitä t (1) und zweitens eine hohe Plastizitä t (2) der Faktoren sein. 

Ad (1): Abhä ngigkeit aufgrund spezifischer Investitionen entsteht, weil Ressourcen ge-
bunden werden, so dass sie in einer anderen Verwendungsrichtung nur noch einen ge-
ringeren Wert hä tten.24 Beispielsweise ist eine Investition in eine Spezialmaschine spe-
zifisch, sofern sie für einen ganz bestimmten Kunden angeschafft wird. Gemessen wird 
die Faktorspezifitä t anhand der Quasirente, die sich als Differenz zwischen dem Ertrag 
in der aktuellen und der nä chstbesten Verwendung ergibt.25 Wenn der Abnehmer die 
                                                
20  Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (1999), S. 5 ff. 
21  Zu einer ä hnlichen Argumentation vgl. PICOT/HARDT (1998), S. 631 sowie grundlegend hierzu REVE 

(1990), S. 139. PICOT und HARDT verwenden die Dimensionen Spezifitä t und strategische Bedeutung. 
Bei ihrem Modell handelt es sich daher um einen Sonderfall des hier verwendeten, wie gleich deutlich 
wird. 

22  Das Adjektiv „prekä r“ bedeutet „unsicher, heikel, widerruflich“ und umschreibt eine labile Kon-
stellation. In Ermangelung eines deutschen Substantivs für den Begriff precariousness wird in dieser 
Arbeit in Anlehnung an das französische Wort précarité die Bezeichnung Prekarität benutzt. Ebenso 
ERLEI (1998), S. 31. 

23  Zum Begriff der prekä ren Beziehung vgl. grundlegend Bonus (1995). 
24  Vgl. WILLIAMSON (1985), S. 52 ff.  
25  Vgl. hierzu KLEIN / CRAWFORD / ALCHIAN (1978), S. 298 ff. Diese Autoren unterscheiden allerdings 

zwischen quasi-rent und appropriable quasi-rent: „The quasi-rent value of the asset is the excess of 
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Spezialteile nicht mehr bezöge, fä nde der Zulieferer keine ebenso lukrative Verwen-
dung für sie. Würde sein Kunde Preisnachlä sse verlangen und mit einer Abnahmever-
weigerung drohen, so wird er dies bis zu einem gewissen Grad akzeptieren müssen. Der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Ertrag mit dem ursprünglichen Abnehmer und dem 
nä chstbesten, weniger zahlungswilligen Kunden stellt die Quasirente dar. Je höher diese 
ausfä llt, desto größ er ist die Gefahr einer Enteignung der Quasirente durch einen 
„Raubüberfall“ (hold-up), desto größ er ist folglich die Abhä ngigkeit innerhalb der Ver-
tragsbeziehung.26 

Ad (2): ALCHIAN und WOODWARD weisen darauf hin, dass es nicht nur eine, sondern 
zwei Arten opportunistischen Verhaltens gibt.27 Die erste wird beim soeben besproche-
nen hold up sichtbar. Zusä tzlich gibt es aber noch moral hazard als zweite Form oppor-
tunistischen Verhaltens.28 Dieser Typ hat seine Ursache in der Plastizitä t einer Res-
source oder Investition: „We call resources or investments ‚plastic‘ to indicate there is a 
wide range of legitimate decisions within which the user may choose, or that an ob-
server can less reliably monitor the choice.“29 Plastizitä t ist demnach ein Kennzeichen 
von Prinzipal-Agent-Beziehungen, wobei ihr Ausmaß  von zwei Faktoren bestimmt 
wird: (1) der Breite des Entscheidungsspielraumes, mit dem ein Agent ausgestattet wer-
den muß  und (2) dem Ausmaß  der Informationsasymmetrie zwischen Agent und Prinzi-
pal.30 Hohe Plastizitä ten machen aufwendige Koordinationsstrukturen erforderlich, mit 
denen der Prinzipal den Agenten entweder überwachen und kontrollieren kann oder ihm 
Anreize bietet, die eine Interessenangleichung zwischen Prinzipal und Agent herbeifüh-
ren. Auf diese Weise versucht er zu verhindern, daß  der Agent die ihm eingerä umte 
Freiheit opportunistisch ausnutzen kann. Darin allerdings liegt genau das Dilemma, 
denn der Agent kann ja nur effektiv arbeiten, wenn der Prinzipal ihm weitgehende Ent-
scheidungskompetenzen überlä sst. Beispiele für plastische Faktoren sind Manager aus 

                                                                                                                                          
its value over its salvage value, that is, its value in its best use to another renter. The potentially ap-
propriable specialized portion of the quasi-rent is that portion, if any, in excess of its value to the sec-
ond highest-valuing user.“ Ebd., S. 298, Hervorhebung im Original. Diese Terminologie wird hier 
nicht übernommen. Stattdessen wird nur der Begriff Quasirente benutzt, womit jener Teil gemeint ist, 
der in dem Zitat appropriable genannt wird. 

26  Zum Begriff hold up vgl. KLEIN / ALCHIAN / CRAWFORD (1978), S. 302 und die dort angegebene 
Literatur. 

27  Vgl. zum folgenden ALCHIAN / WOODWARD (1988), S. 67 ff. 
28  Der Unterschied zwischen moral hazard und hold up besteht darin, daß  bei ersterem die Anstrengung 

des Vertragspartners nicht beobachtbar bzw. nicht beurteilbar ist, wä hrend bei letzterem die Absichten 
des Vertragspartners unbekannt sind. Vgl. PICOT / DIETL / FRANCK (1999), S. 91. 

29  ALCHIAN / WOODWARD (1987), S. 117. ERLEI (1998), S. 66 kritisiert die Einführung des Begriffs 
Plastizitä t: „Wenn Plastizitä t [..] eine notwendige Voraussetzung für ökonomisch relevante Ü berwa-
chungskosten darstellt, so ist mit dem Begriff kein zusä tzlicher Erklä rungswert verbunden. Liegen 
nä mlich Ü berwachungskosten vor, so muß  der jeweilige Faktor plastisch sein.“ Dieser Einwand greift 
jedoch zu kurz, weil eine Strategie zur Organisation plastischer Faktoren darin bestehen kann, durch 
adä quate Anreizstrukturen Ü berwachungskosten zu vermeiden (z.B. durch erfolgsabhä ngige Entloh-
nungsformen). Somit lä ß t sich von Ü berwachungskosten auf Plastizitä t schließ en, nicht aber umge-
kehrt. 

30  Vgl. DIETL (1998), S. 10 f.  
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Sicht des Firmeneigentümers, Angestellte aus Sicht der Manager oder Kreditnehmer aus 
Sicht der Geldgeber.31 

Kommen wir nun zurück zu den beiden grundlegenden Merkmalen, durch welche 
Kernkompetenzen charakterisiert werden können, erstens hohe strategische Bedeutung 
und zweitens eine ausgeprä gte Prekaritä t innerhalb der Beziehung zu der betreffenden 
Wertschöpfungsstufe. Mit Hilfe dieser Kriterien lassen sich Kernkompetenzen von 
Komplementärkompetenzen und Peripheriekompetenzen abgrenzen, bei denen eine mitt-
lere bzw. geringe strategische Bedeutung und eine mittlere bzw. niedrige Prekaritä t vor-
liegt. Der Vollstä ndigkeit halber sei noch auf die Merkmalskombinationen „hohe Preka-
ritä t / strategisch unbedeutsam“ und „niedrige Prekaritä t / hohe strategische Bedeutung“ 
hingewiesen, die man als „Altlasten“ und als „gefä hrdete Vorteile“ bezeichnen kann. 

Abb. 2: Kompetenz-Portfolio 
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Quelle: In Anlehnung an PICOT/HARDT (1998), S. 632. 

Aus dieser Systematik lassen sich organisatorische Empfehlungen ableiten.32 Die Ab-
hä ngigkeiten von einer Teilleistung, die aufgrund ihrer strategischen Bedeutung und der 
Prekaritä t entstehen, müssen institutionell abgesichert werden. Sofern beide Merk-
malsausprä gungen hoch sind, es sich also um eine Kernkompetenz handelt, ist diese 
Teilleistung in die Firmenhierarchie zu integrieren („Make“). Eigenerstellung bietet den 
größ ten Schutz gegen Ausbeutung. Demgegenüber können Peripheriekompetenzen aus-
gelagert und über den Markt fremdbezogen werden („Buy“). Altlasten sollten kurzfris-
tig selbst erstellt werden, langfristig sollte jedoch ein Abbau der Prekariä t angestrebt 
werden. Wenn die Prekaritä t beispielsweise auf einen hoch spezifischen Faktor zurück-

                                                
31  Vgl. ALCHIAN / WOODWARD (1988), S. 68. 
32  Bei dem im folgenden vorzustellenden Modell handelt es sich um eine Verfeinerung und institutione-

nökonomische Fundierung des klassischen betriebswirtschaftlichen Make-or-Buy-Entscheidungs-
problems, vgl. z.B. NEUS (1998), S. 252 ff. 
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zuführen ist, sollte versucht werden, die Spezifitä t durch Standardisierung zu verrin-
gern. Damit würden die Altlasten zu Peripheriekompetenzen. Gefä hrdete Vorteile soll-
ten einer genauen Prüfung auf ihre Haltbarkeit unterzogen werden. Wenn die Gefahr 
einer Imitation besteht, sollte das Unternehmen bestrebt sein, die strategische Bedeu-
tung abzubauen, so daß  Peripherie- oder Komplementä rkompentenzen entstehen. Damit 
verbleibt der Bereich im Zentrum, in dem sowohl die strategische Bedeutung als auch 
die Spezifitä t eine mittlere Ausprä gung haben. Hier bieten sich kooperative Koordinati-
onsformen an.33 Zusammenfassend ergeben sich somit die Handlungsempfehlungen, 
wie sie in Abbildung 3 graphisch veranschaulicht werden. 

Abb. 3: Effiziente Organisation 
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Quelle: In Anlehnung an PICOT/HARD (1998), S. 632. 

Dieses Modell werden wir spä ter wieder aufgreifen, um Empfehlungen zur Organisation 
der Wertschöpfungskette einer Bank abzuleiten. Zuvor werden wir uns allerdings noch 
tiefergehend mit dem mittleren Bereich in Abbildung 3 beschä ftigen.  

 

2.3 Coopetition als besondere Form der Kooperation 

Bezüglich des Verhä ltnisses der Partner lassen sich zwei Arten der Kooperation unter-
scheiden. Zum einen kann es sich um Unternehmen handeln, die nicht in Konkurrenz 
zueinander stehen. Hä ufig ist dies der Fall, wenn komplementä re Ressourcen zusam-
mengeführt werden sollen. Ein Beispiel hierfür ist die gemeinsame Forschung und Ent-
wicklung zweier Unternehmen, die ihre Forschungskapazitä ten zusammenlegen, um 
vom Wissen des anderen zu profitieren. Kooperation ohne Konkurrenz liegt auch dann 

                                                
33  Das Beratungsunternehmen zeb/rolfes.schierenbeck.associates wendet dieses Modell zur Organisati-

ons- und Geschä ftsprozeß optimierung an. Für ein Beispiel aus dem Bereich Personalmanagement vgl. 
URL http://www.zeb.de/de/start.php?loc=themen_prozess_praxis_primaer [25.10.2001]. 
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vor, wenn die Partner auf unterschiedlichen regionalen Mä rkten tä tig sind. Ein Beispiel 
ist eine Gruppe von Einzelhä ndlern aus verschiedenen Stä dten, die eine Einkaufsgenos-
senschaft gründen. Das Management derartiger Kooperationen ist relativ problemlos, da 
das Konfliktpotential gering ist. 

Ganz anders stellt sich die Situation dar, wenn Unternehmen zusammenarbeiten wollen, 
die in direkter Konkurrenz zueinander stehen. Diese Ausprä gung der Kooperation wird 
als Coopetition –  zusammengesetzt aus competition und cooperation –  bezeichnet. Mit 
diesem Begriff, der von RAY NOORDA, dem Gründer des Netzwerksoftwareherstellers 
Novell, geprä gt wurde, soll zum Ausdruck gebracht werden, dass Zusammenarbeit dann 
sinnvoll ist, „wenn es um das Backen von Kuchen geht, und Wettbewerb, wenn es um 
die Aufteilung des Kuchens geht. Mit anderen Worten: Geschäft ist Krieg und Frieden. 
Aber nicht wie in Tolstois Roman –  endlose Zyklen von Krieg gefolgt von Frieden, dem 
wieder Krieg folgt. Es ist gleichzeitig Krieg und Frieden.“34  

Eine empirische Untersuchung aus dem Jahre 1998, in der Kooperationen zwischen 
Wettbewerbern in Deutschland untersucht wurden, kam unter anderem zu folgenden 
Ergebnissen:35 

• Die drei hä ufigsten Geschä ftsfelder, in denen zwischen Konkurrenten kooperiert 
wurde, waren Forschung und Entwicklung, Marketing sowie Vertrieb. 

• Am erfolgreichsten ist Coopetition bei der Ressourcenbündelung, der Produktent-
wicklung und der Allianzbildung gegen weitere Konkurrenten.  

• Kooperation zwischen Wettbewerbern bieten den Partnern weitreichende Möglich-
keiten, voneinander zu lernen. 

• Die Hauptprobleme der Kooperation zwischen Wettbewerbern liegen im gegensei-
tigen Miß trauen und im Konkurrenzdenken.  

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, unter welchen Bedingungen Coopetition 
effizient sein kann. Sie lä ß t sich mit dem im letzten Gliederungspunkt vorgestellten in-
stitutionenökonomischen Modell beantworten. Da Coopetition sehr viel schwieriger zu 
institutionalisieren ist als eine Kooperation zwischen Nicht-Konkurrenten, bietet sich 
diese Form der Zusammenarbeit nur in Geschä ftsfeldern oder Funktionsbereichen an, 
die für den Unternehmenserfolg relativ unkritisch sind. Dies trifft für Wertschöpfunsstu-
fen mit geringer strategischer Bedeutung zu. Darüber hinaus müssen Unternehmen es 
vermeiden, von Konkurrenten abhä ngig zu werden, weil diese einen größ eren Anreiz zu 
opportunistischem Verhalten haben. Deshalb bietet sich Coopetition nur dann an, wenn 
die Prekaritä t gering ist. Coopetition ist also dann zu empfehlen, wenn eine marktliche 

                                                
34  NALEBUFF / BRANDENBURGER (1996), S. 16 (Hervorhebung im Original). 
35  Vgl. LITTIG (1999), S. 13 f. 
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Koordination angemessen wä re, aber kein Markt vorhanden ist. Graphisch lassen sich 
diese Ü berlegungen folgendermaß en darstellen. 

Abb. 4: Möglichkeiten und Grenzen der Coopetition  
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Unabhä ngig davon, ob eine Kooperation zwischen Wettbewerbern oder Nicht-Kon-
kurrenten stattfindet, müssen bestimmte Bedingungen erfüllt sein, damit eine Zusam-
menarbeit funktionieren kann. Dabei ist die Erfüllung dieser Bedingungen im Falle der 
Coopetition schwieriger zu erreichen als bei einer Kooperation zwischen Nicht-Konkur-
renten, wie im nä chsten Gliederungspunkt deutlich wird. 

 

2.4 Funktionsbedingungen der Kooperation 

Eine funktionierende Kooperation stellt eine Gleichgewichtssituation dar, in der der 
Nutzen größ er ist als die Kosten. Diese recht vage Aussage lä ß t sich anhand von vier 
Bedingungen konkretisieren: (1) Produktivitä t, (2) Effektivitä t, (3) Gerechtigkeit und 
(4) Stabilitä t.36  

Ad (1): Die Produktivität einer Kooperation bezeichnet ihren Erfolg im Auß enverhä lt-
nis. Kooperationen werden eingegangen, weil mit ihnen ein Kooperationserlös erwirt-
schaftet werden soll. Dabei handelt es sich um jenen Betrag, um den der Gesamtnutzen 
einer Kooperation größ er als die addierten Einzelnutzen der Beteiligten ohne Koopera-
tion ist. Im obigen Beispiel fiele ein Kooperationserlös in Höhe der Differenz zwischen 
dem Gewinn im Kartell und jenem, der ohne Kooperation entstehen würde, an: €  144 –  
€  128 = €  16.37 Der Kooperationserlös kann als koalitionsspezifische Quasi-Rente inter-
pretiert werden.38 Die Zusammenarbeit lä ß t sich als Koalition auffassen, die nur deshalb 

                                                
36  Ä hnlich BOETTCHER (1974), S. 79 und STORK (1999), S. 136 ff. 
37  Vgl. Abbildung 1. 
38  Vgl. zum Begriff der koalitionsspezifischen Quasirente ALCHIAN (1984), S. 35 ff. 
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zustande kommt, weil die Beteiligten koalitionsspezifische Investitionen tä tigen. Es 
kann sich dabei um Sachinvestitionen handeln, wie z.B. die Vereinheitlichung eines 
Computersystems. Aber auch der Verzicht auf Handlungsspielraum stellt eine koaliti-
onsspezifische Investition dar. Sie ist in dem Sinne spezifisch, daß  der dadurch ermög-
lichte Kooperationserlös nur in dieser speziellen Koalition und mit den bestimmten 
Partnern entstehen kann.  

Ad (2): Die Effektivität betrifft den Erfolg einer Kooperation im Innenverhä ltnis. Inso-
fern ist das Vorhandensein eines Kooperationserlöses nur eine notwendige, nicht jedoch 
eine hinreichende Bedingung für das Zustandekommen einer Kooperation. Denn die 
Teilnahme muß  für jeden einzelnen Beteiligten einen positiven Anreiz-Beitragssaldo 
aufweisen. Zu den Beiträ gen zä hlen unter anderem Opportunitä tskosten, d.h. nicht ge-
nutzte Optionen. Insbesondere der oben bereits erwä hnte Verzicht auf Handlungsspiel-
raum, also die Akzeptanz der Regeln der Kooperationsvereinbarung, zä hlt zu dieser 
Kostenart.  

Ad (3): Gerechtigkeit ist ein subjektives Empfinden der Kooperationspartner. Der Ko-
operationserlös muß  unter den Beteiligten verteilt werden. Es kann nun durchaus die 
Situation eintreten, daß  alle Kooperationspartner einen positiven Anreiz-Beitrags-Saldo 
haben, daß  sich jedoch ein Partner benachteiligt fühlt. Dann wird er die Kooperation 
verlassen oder ihr gar nicht erst beitreten. Das Problem der Gerechtigkeit ist sicherlich 
eines der schwierigsten, weil es kaum operationalisierbare Kriterien zu ihrer Messung 
gibt.  

Ad (4): Stabilität wird erreicht, wenn den Kooperationspartnern die Auflösung der Di-
lemma-Situation gelingt. Wir haben oben gesehen, daß  der Bestand einer Kooperation 
durch die Rationalitä tenfalle gefä hrdet sein kann. Kollektiv rational wä re die Zusam-
menarbeit, wohingegen es sich für den Einzelnen lohnen kann, die Kooperationsverein-
barung zu unterlaufen. Damit bricht die Kooperation zusammen. Die Existenz einer 
Kooperation setzt dann eine Ä nderung der Anreize voraus. Entweder kann Kooperati-
onswille zusä tzlich belohnt werden, oder das Zuwiderhandeln wird unter Strafe gestellt. 
Ein wirksamer Mechanismus ist beispielsweise der Verlust der Reputation: In einer dy-
namischen Betrachtung werden die Kooperationsbeteiligten abwä gen, ob sie tatsä chlich 
ihren Partner ausbeuten, denn damit setzen sie zukünftige Gewinne aufs Spiel. 

Im folgenden wird es darum gehen, die eher theoretischen Ü berlegungen dieses Kapitels 
erst auf Banken allgemein und dann speziell auf Genossenschaftsbanken zu übertragen. 
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3 Kooperationsstrategien für Genossenschaftsbanken 

3.1 Die Organisation der bankbetrieblichen Wertschöpfungskette 

Im Unterschied zu Industrieunternehmen erbringen Banken ihre Wertschöpfung nicht 
durch die Veredlung materieller Produkte, sondern durch Informationsverarbeitung und 
Risikoübernahme.39 Wä hrend sich die Wertschöpfungskette eines Industrieunterneh-
mens –  Einkauf, Produktion, Absatz40 –  relativ einfach modellieren lä ß t, sind die „Pro-
duktionsstufen“ einer Bank sehr viel schwieriger fassbar. Dies zeigt sich schon allein 
daran, dass es bisher nicht gelungen ist, eine geschlossene Produktionstheorie des 
Bankbetriebs zu entwickeln. In der Literatur besteht nach wie vor Uneinigkeit darüber, 
was als Output und Input einer Bank anzusehen ist. Sollte man sich, dem Production 
Approach folgend, eine Bank als Produzent von Einlagen- und Kreditkonten vorstellen, 
die mit den Faktoren Arbeit und Kapital hergestellt werden? Oder sollte man, wie dies 
im Intermediation Approach geschieht, die Aktivseite der Bankbilanz (Kreditvolumen 
und Wertpapierbestand) als Produktionsoutput und die Passivseite (vor allem Einlagen) 
als Faktoreinsatz auffassen?41 Wenn nicht einmal Klarheit darüber herrscht, worin die 
Leistung einer Bank besteht und welche Faktoren sie zu ihrer Produktion einsetzt, ist es 
natürlich schwierig, ihre Wertschöpfungskette darzustellen. Ein solches Modell ist aber 
notwendig, um eine theoretisch fundierte Entscheidung über die vertikale Unterneh-
mensgrenze zu fä llen. Obwohl keine abschließ ende Antwort existiert, lassen sich doch 
weiterführende Hinweise finden. 

So unterstellen einige Autoren einen zweistufigen Produktionsprozess. In einem ersten 
Schritt wird die Leistungsbereitschaft der Bank hergestellt, wobei es um die technische 
Abwicklung der Geschä ftsprozesse geht. Würde eine Bank sich hierauf spezialisieren, 
so könnte sie als Produktionsbank bezeichnet werden. Das eigentliche Bankprodukt 
existiert auf dieser Stufe allerdings noch nicht, weil es als Dienstleistung erst unter Be-
teiligung des Kunden als externem Produktionsfaktor entstehen kann. Es muß  also ne-
ben der Produktionsbank noch eine Vertriebsbank geben –  entweder integriert in einem 
einzigen oder getrennt als zwei spezialisierte Unternehmen.42 Hiermit ist allerdings 

                                                
39  Vgl. PICOT (1996), S. 50 sowie DOW (1998), S. 347. 
40  Diese stilisierte Wertkette ist sehr stark vereinfacht. Genau genommen besteht eine Wertkette nach 

PORTER aus Eingangslogistik, Operationen, Marketing & Vertrieb, Ausgangslogistik und Kunden-
dienst. Diese sogenannten primä ren Aktivitä ten bilden aufeinander aufbauende Stufen und werden er-
gä nzt durch die Querschnittstä tigkeiten Unternehmensinfrastuktur, Personalwirtschaft, Techologie-
entwicklung und Beschaffung. Diese unterstützen die primä ren Aktivitä ten und fallen auf allen Wert-
schöpfungsstufen an. Vgl. PORTER (1985), S. 62 ff.  

41  Vgl. dazu HARTMANN-WENDELS / PFINGSTEN / WEBER (2000), S. 77 f. 
42  Vgl. HELLINGER (1999), S. 174 ff. sowie die dort angegebene Literatur. 
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noch nicht die gesamte Wertschöpfung erfaß t, wenn man die im folgenden Zitat zum 
Ausdruck kommende Ü berlegung berücksichtigt: 
„What do banks do? They do two different things. Firstly, they trade and hold assets: They trade 
swaps and foreign exchange, they issue debt, they hold portfolios of mortgages and commercial loans. 
This side of banks‘ business is about risk management, and it seems rather difficult to analyze. Sec-
ondly, banks provide services: They offer cheque accounts, they process mortgage applications, they 
employ loan officers to provide business loans. Analyzing this side of business is a problem of indus-
trial economics.“43 

Daraus lä sst sich der Schluss ziehen, dass es neben den Leistungen der Produktions- 
und Vertriebsbank („secondly“) noch eine weitere Wertschöpfungsstufe gibt, auf der es 
um das Management und die Allokation von Risiken geht („firstly“).44 Diese Teilleis-
tung beinhaltet die Zusammenstellung eines Portfolios aus finanziellen Aktiva, mit dem 
eine den Kundenwünschen entsprechende Relation „Ertrag zu Risiko“ erwirtschaftet 
wird. Eine Geschä ftsbank kreiert durch die Vergabe von Krediten ein Portfolio, dessen 
Risiko sie durch Monitoring und Diversifikation in Grenzen hä lt. In hohem Maß e risi-
kobewuß t verhalten sich in der Regel Lebensversicherungen, deren Portfolio die lang-
fristige Sicherheit vor den Ertrag stellt. Anlagegesellschaften führen Investmentfonds, 
die individuell vom Kunden gewünschte Ertrags-/Risiko-Relationen aufweisen. So gibt 
es Fonds mit mä ß iger Verzinsung und kalkulierbaren Risiken ebenso wie spezielle 
Fonds für risikobereite Anleger, in denen risikoreiche, aber hoch rentable Wertpapiere 
enthalten sind.45 Auch auf dieser Wertschöpfungsstufe, dem Management von Risiken, 
kann sich eine Finanzorganisation spezialisieren, die man dann als „Portfoliobank“ be-
zeichnen wird.46  

Zusammenfassend ergibt sich für eine Bank ein dreistufiger Produktionsprozeß , der 
teilweise simultan verlä uft: (1) Bereitstellung der Produktionsinfrastruktur, (2) Mana-
gement des Risiko-Porfolios sowie (3) Vertrieb und „endgültige“ Produktion der Bank-
dienstleistung. Jede Bank muß  bei der Formulierung ihrer Strategie festlegen, ob sie die 
gesamte Wertschöpfungskette in einem Unternehmen integriert oder ob sie sich auf ei-
nen Teil spezialisiert. Sie würde sich dann als reine Produktions-, Vertriebs- oder Port-
foliobank positionieren. 

Anhand eines Beispiels kann die effiziente Organisation der bankbetrieblichen Wert-
schöpfungskette veranschaulicht werden. Betrachtet wird eine Bank, deren Kernkompe-
tenz im Wissen über ihre Kunden liegt. Sie verfügt über einen Stab sehr gut ausgebilde-
ter Vertriebsmitarbeiter, die die Kunden aus langjä hrigen Geschä ftsbeziehung kennen 

                                                
43  DOW (1998), S. 347, Hervorhebungen im Original. 
44  Vgl. auch BAECKER (1991). 
45  Eine extreme Form spekulativer Portfolios sind Hedge Fonds, die überdurchschnittliche Renditen 

versprechen, diese aber mit sehr hohen Risiken erkaufen; vgl. hierzu z.B. EDWARDS (1999), der den 
spektakulä ren Sturz des LTCM-Fonds analysiert. 

46  Vgl. zu der Unterscheidung von Produktions-, Vertriebs- und Portfoliobank FLESCH (1995), S. 40 und 
FLESCH / GERDSMEIER (1998), S. 295. Vgl. auch FLESCH (2000). 
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und vertrauensvolle Geschä ftsbeziehungen zu diesen aufgebaut haben. Aus Sicht der 
Bank stellen diese Mitarbeiter plastische Produktionsfaktoren dar, in deren Aus- und 
Weiterbildung unter Umstä nden hoch spezifische Investitionen getä tigt wurden. Der 
Kernkompetenzansatz würde in diesem Fall eine strategische Fokussierung auf die 
Wertschöpfungsstufe des Vertriebs nahelegen. Nur die hiermit verbundenen Tä tigkeiten 
müssten in die Hierarchie internalisiert werden. Die Bereitstellung der eigentlichen Fi-
nanzprodukte, also die Kreation von Anlageformen mit bestimmten Ertrags-/Risiko-
kombinationen, stellt eine Komplementärkompetenz dar, die zwar einer institutionellen 
Absicherung bedarf, aber nicht der Eigenerstellung. Hier böte sich die Organisation mit 
Hilfe langfristiger Kooperationsverträge an, innerhalb derer die Vertriebsbank mit Port-
foliobanken, z.B. Anlagegesellschaften, zusammenarbeiten könnte. Der Wertschöp-
fungsprozess erfordert darüber hinaus noch weitere Teilleistungen, wie z.B. Bankkar-
tenprocessing, EDV-, Zahlungsverkehr- und Wertpapierabwicklung, die von speziali-
sierten Produktionsbanken erbracht werden können. Dabei handelt es sich aus Sicht der 
Vertriebsbank um unprekä re und strategisch nicht bedeutsame Wertschöpfungsstufen, 
also um Peripheriekompetenzen. Graphisch werden diese Ü berlegungen in der folgen-
den Abbildung zusammengefaß t:  

Abb. 5: Effiziente Organisation einer bankbetrieblichen Wertschöpfungskette 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Im folgenden werden wir dieses Modell auf Genossenschaftsbanken übertragen, um vor 
diesem Hintergrund Geschä ftsfelder auszumachen, in denen Kooperationen effiziente 
Organisationsformen darstellen.  
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3.2 Verbundinterne und –externe Kooperationsfelder von  
Genossenschaftsbanken 

Schon heute spielt Kooperation im genossenschaftlichen Finanzverbund eine zentrale 
Rolle. Dies wird in Abbildung 5 deutlich, mit der die Struktur des genossenschaftlichen 
Finanzverbundes gezeigt wird.  

Abb. 6: Der genossenschaftliche Finanzverbund 
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Quelle: Eigene Darstellung.47 

An der Basis der Organisation stehen die genossenschaftlichen Primä rbanken. Diese 
konzentrieren sich auf die Bearbeitung ihres lokalen Marktgebiets. Ihre Kernkompetenz 
liegt im Beziehungsmanagement vor Ort, genau genommen also im Vertrieb von Bank-
dienstleistungen.48 Dabei stehen sie in Konkurrenz vor allem mit den Sparkassen, die 
ä hnliche Stä rken im Wettbewerb aufweisen. Da Genossenschaftsbanken relativ klein 
sind, können sie Leistungen von Kooperationspartnern beziehen. Zu nennen ist in die-
sem Zusammenhang die WGZ-Bank als (letzte) regionale Zentralbank sowie die DZ 
Bank als bundesweites Spitzeninstitut.49 Die lokalen Kreditgenossenschaften können 

                                                
47  Auf der Primä rebene gab es zum 31.12.2000 insgesamt 1794 Kreditgenossenschaften, davon 1579 

Volks- und Raiffeisenbanken (432 mit Warengeschä ft), 15 Sparda-Banken, 19 PSD-Banken (ehemali-
ge Post-Spar- und Darlehnsvereine), 19 Spar- und Darlehnskassen, 2 Beamtenbanken, sowie 160 
sonstige Kreditgenossenschaften. In diesem Zusammenhang sollte erwä hnt werden, dass aufgrund der 
anhaltenden Fusionswelle die gesamte Zahl der Kreditgenossenschaften stetig abnimmt. Schä tzungen 
des BVR gehen davon aus, dass bei unvermindertem Zusammenschlusstempo bis zum Jahre 2008 nur 
noch ca. 800 Kreditgenossenschaften übrig bleiben; vgl. BVR (1999), Bd. 1, S. 45 f. Zu einer Kritik 
an dieser Entwicklung vgl. BONUS et. al. (1999).  

48  Zu einer genauen Analyse der Kernkompetenzen von Genossenschaftsbanken vgl. HELLINGER (1999), 
S. 258 ff. 

49  Vgl. auch BÖ HNKE (2001). 
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ihre Angebotsbreite erweitern, indem sie für spezielle Finanzdienstleistungen auf Ver-
bundinstitute zurückgreifen, beispielsweise auf die Bausparkasse Schwä bisch Hall, die 
R+V Versicherung, die Union-Investment-Gruppe, die Deutsche Genossenschafts-
Hypothekenbank, die Münchener Hypothekenbank, die Deutsche Immobilien Fonds 
und die VR-Leasing. Neben den Banken zä hlen zum genossenschaftlichen Finanznetz-
werk auch die Verbä nde, die vor allem für die Prüfung der Primä rgenossenschaften zu-
stä ndig sind, aber ihre Mitglieder auch in betriebswirtschaftlichen Fragen beraten und 
überregionales und bundesweites Marketing betreiben. 

Trotz dieser Arbeitsteilung im Rahmen der Verbundkooperation bestehen weitergehen-
de Outsourcingpotentiale für Genossenschaftsbanken. Dies wird deutlich, wenn man 
den Kernkompetenzansatz auf die Genossenschaftsbanken und ihren Verbund anwen-
det.50 In einer typischen Primä rbank sind heute die Wertschöpfungsstufen Vertrieb so-
wie teilweise Risikomanagement und Produktion integriert. Zum Teil sind Risikomana-
gement und Produktion allerdings auch auf Verbundpartner ausgelagert. So übernehmen 
beispielsweise die verbundeigenen Fondsgesellschaften Aufgaben des Risikomanage-
ment und Rechenzentren sind im Bereich der Produktion aktiv. Daraus ergibt sich fol-
gende Abbildung: 

Abb. 7: Ist-Organisation der Wertschöpfungskette aus Sicht einer Genossenschaftsbank 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Diese Organisationstruktur des genossenschaftlichen Verbundes wirkt wenig konsistent. 
Es wä re effizienter, das Risikomanagement auf Verbundpartner zu übertragen. Damit 
würde der mittleren Prekaritä t und der mittleren strategischen Bedeutung dieser Wert-
schöpfungsstufe Rechnung getragen. Eigenerstellung ist demgegenüber nur in Ausnah-
mefä llen notwendig. Dies gilt ebenso für die Wertschöpfungsstufen, die von Produkti-

                                                
50  Vgl. auch HELLINGER (1999), S. 258. 
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onsbanken übernommen werden könnten. Aufgrund der geringen Prekaritä t und strate-
gischen Bedeutung ist in diesen Tä tigkeitsfeldern jedoch keine verbundinterne Koopera-
tion notwendig. Stattdessen können diese Leistungen verbundextern bezogen werden. In 
diesen Bereichen wä ren demnach Kooperationen mit Konkurrenten möglich. Aus dieser 
Argumentation ergibt sich folgende zusammenfassende Darstellung: 

Abb. 8: Soll-Organisation der Wertschöpfungskette aus Sicht einer Genossenschaftsbank 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Um die theoretischen Ü berlegungen mit Leben zu füllen, werden im folgenden eine 
Reihe von Fallstudien untersucht. Diese beziehen sich ausschließ lich auf verbundexter-
ne Kooperationen als Alternative zur verbundinternen Kooperation.  

 

3.3  Fallbeispiele 

3.3.1 Geldautomaten und SB-Geschä ftstellen 

Seit einiger Zeit gibt es erste Versuche, daß  Sparkassen und Volksbanken aus einer Re-
gion ihren Kunden gegenseitig die kostenlose Benutzung der Geldausgabeautomaten 
(GAA) des jeweiligen Konkurrenten ermöglichen. Eine solche Kooperation kann die 
Grundlage für eine weitergehende Zusammenarbeit bilden. So werden auch gemeinsa-
me SB-Geschä ftsstellen betrieben, die Kunden beider Institute zugä nglich sind. Durch 
die Realisierung von economies of scale sollen auf diese Weise Kosten gesenkt wer-
den.51  

                                                
51  Vgl. o.V. (2000a) und o.V. (2000b).  
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Ein Beispiel für eine Zusammenarbeit im Bereich von Geldautomaten bietet die Koope-
ration zwischen der Volksbank Kleverland und der Sparkasse Kleve, die im folgenden 
kurz beschrieben und bewertet werden soll.52 Die Bilanzsumme der Volksbank Klever-
land eG betrug im Jahr 1999 etwa 988 Mio. DM. Sie beschä ftigt ca. 200 Mitarbeiter. 
Die Zahl der Mitglieder lag im Jahr 1999 bei ungefä hr 13.000. Das Geschä ftsgebiet 
umfaß t die Stadt Kleve und ihre umliegenden Gemeinden Kalkar, Bedburg-Hau, Uedem 
und Kranenburg mit insgesamt ca. 70.000 Einwohnern. In diesem Geschä ftsgebiet ist 
die Volksbank Kleverland eG mit 13 Geschä ftsstellen und 24 Geldautomaten vertreten. 
An dem von der Volksbank und Sparkasse gebildeten Markt hat die Volksbank einen 
Marktanteil von einem Drittel, der Marktanteil der Sparkasse beträ gt zwei Drittel. Die 
Sparkasse Kleve ist ein Institut mit 457 Mitarbeitern. Die Bilanzsumme des Jahres 2000 
lag bei 2,5 Mrd. DM. Die Sparkasse unterhä lt im gesamten Geschä ftsgebiet 23 Ge-
schä ftsstellen und betreibt 28 Geldautomaten. 

Die im November 2000 begonnene Kooperation beinhaltet den gegenseitigen Verzicht 
auf Berechnung von Gebühren bei Verfügungen am Geldautomaten durch die Kunden 
des jeweils anderen Institutes. Mittel- bis langfristig ist geplant, die GAA-Standorte zu 
bereinigen und bei der Neuinstallation koordiniert vorzugehen. In der überwiegend 
lä ndlich strukturierten Region ist es für Volksbank und Sparkasse gleichermaß en wich-
tig, flä chendeckend vertreten zu sein. Wenn dies weiterhin möglich sein soll, müssen 
neue Wege gesucht werden, die Kostensituation zu verbessern. Die Anschaffung, Instal-
lation und regelmä ß ige Wartung der Geldautomaten verursachen Kosten, die eine autar-
ke Installation der Geldautomaten in den Gemeinden erschweren. Eine Kooperation im 
Bereich der GAA bot sich deshalb an. Die Kooperation ist der erste Schritt zur Vermei-
dung von Doppelstandorten, da sich die GAA der beteiligten Institute oftmals in unmit-
telbarer Nä he zueinander befinden. Bei der Neuinstallation soll zukünftig eine Koordi-
nation zur Vermeidung von Doppelstandorten erfolgen. Bei der Neuinstallation wird 
abgestimmt, wer den Geldautomaten betreibt. Im Ergebnis führt dies zu einer Kosten-
senkung in erheblichem Umfang.53 

                                                
52  Wir danken Herrn Unger von der Volksbank Kleverland eG, der im Rahmen eines Interviews über die 

Kooperation berichtete, für die freundliche Unterstützung. 
53  Durch die Kooperation ergibt sich für die Volksbank Kleverland eG noch ein weiterer, allerdings 

zeitlich begrenzter Vorteil. Seit der Umrüstung ihrer Geldautomaten auf den Euro konnten die Kunden 
der Volksbank keine hollä ndischen Gulden mehr abheben. Die Sparkasse kann diesen Service noch 
anbieten, so daß  durch die Kooperation auch den Kunden der Volksbank diese Möglichkeit wieder of-
fen steht. Darüber hinaus kommt der Zusammenarbeit im Hinblick auf die Einführung des Euro ein 
besondere Bedeutung zu. Die Sparkasse schaltet eine bestimmte Anzahl ihrer Geldautomaten einige 
Tage vor dem Jahreswechsel ab, beschickt diese mit Euro und verweist auf die Geldautomaten der 
Volksbank. Die Volksbank schaltet ihre Automaten erst am 31.12.2001 ab und verweist ihrerseits auf 
die Verfügungsmöglichkeit bei der Sparkasse. Die Sparkasse schaltet ihre Automaten zum 01.01.2002 
wieder ein. Die Volksbank füllt nun ihre Automaten mit Euro auf und nimmt sie einige Tage nach 
Jahreswechsel wieder in Betrieb. Die stä ndige Bargeldversorgung der Kunden mit DM bzw. Euro an 
den Geldautomaten ist so jederzeit gewä hrleistet. Vorteile dieser Kooperation sind die Einsparung von 
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Eine Kooperation zum Betrieb einer gemeinsamen SB-Geschäftsstelle ging die Volks-
bank Südhardt eG mit der Sparkasse Rastatt-Gernsstadt ein.54 Die Raiffeisenbank Süd-
hardt eG ist ein Institut mit ca. 100 Mitarbeitern und einer Bilanzsumme von 425 Mio. 
DM zum Jahresende 2000. Die Raiffeisenbank Südhardt eG unterhä lt sieben Geschä fts-
stellen, darunter eine Hauptgeschä ftsstelle und eine SB-Filiale. Das Geschä ftsgebiet 
umfaß t die Stä dte Durmerheim, Würmersheim, Au am Rhein, Elchesheim-Illingen und 
Bietigheim. Die Sparkasse Rastatt-Gernsbach schloß  sich am 01.08.1991 aus den Be-
zirkssparkassen Rastatt und Gernsbach zusammen. Die Bilanzsumme belief sich per 
31.12.2000 auf ca. DM 2,6 Mrd. Bei der Sparkasse Rastatt-Gernsbach sind insgesamt 
341 Mitarbeiter beschä ftigt. Den Kunden der Sparkasse stehen 28 Geschä ftsstellen und 
36 Geldautomaten im Geschä ftsgebiet zur Verfügung. 

Die im Juli 1999 begonnene Kooperation der beiden Institute besteht im gemeinsamen 
Betrieb einer SB-Geschä ftsstelle im Ortsteil Würmerheim, der ca. 2000 Einwohner hat. 
Bislang hatten die Raiffeisenbank und auch die Sparkasse dort jeweils eine eigene Ein-
Mann-Filiale. In diesen Filialen kann aber nicht dieselbe Beratungsqualitä t wie in den 
groß en Geschä ftsstellen geboten werden. Zudem war ein Rückgang der Kundenfrequen-
tierung festzustellen, so daß  man unabhä ngig voneinander die Schließ ung dieser Filialen 
erwog. Die Prä senz sollte jedoch gewä hrleistet bleiben. Im Frühjahr 1999 wurden erste 
Gesprä che hinsichtlich des gemeinsamen Betriebs einer SB-Geschä ftsstelle geführt. Die 
gemeinsame Inbetriebnahme einer SB-Geschä ftsstelle im Juli 1999 ging als Kooperati-
onslösung aus diesen Verhandlungen hervor. Die jeweiligen Filialen wurden zeitgleich 
abgebaut.  

Praktisch stellt sich der Zusammenschluss folgendermaß en dar. Die Raiffeisenbank be-
treibt die SB-Geschä ftsstelle und erhä lt von der Sparkasse eine jä hrliche Mietzahlung. 
Alle weiteren Kosten werden aufgeteilt. Die regelmä ß ig anfallenden Aufgaben, wie z.B. 
das Auffüllen von Geldautomaten und die Reinigung der SB-Geschä ftsstelle, werden 
von der Raiffeisenbank besorgt und der Sparkasse anteilig in Rechnung gestellt. Die 
SB-Geschä ftsstelle ist mit je einem Kontoauszugdrucker der Sparkasse und der Raiffei-
senbank ausgestattet. In der Mitte des Raumes befindet sich der Geldautomat. Eine ge-
genseitige Gebührenberechnung für Verfügungen von Kunden des jeweils anderen 
Institutes erfolgt an diesem Geldautomaten nicht. In einen Briefkasten können Ü berwei-
sungen, getrennt nach Raiffeisenbank und Sparkasse, eingeworfen werden. In Bezug auf 
Werbung ist die SB-Geschä ftsstelle neutral gestaltet, d.h. es erfolgt keine Produktwer-

                                                                                                                                          
Personalkosten am Jahresende, da durch die Umstellung der Automaten auf Euro keine Ü berstunden 
gemacht werden müssen. 

54  Wir danken Herrn Pinkinelli von der Raiffeisenbank Südhardt eG, der im Rahmen eines Interviews 
über die Kooperation berichtete, für die freundliche Unterstützung. 
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bung der Sparkasse oder Raiffeisenbank. Eine Analyse zur Akzeptanz der neuen SB-
Geschä ftsstelle fiel mit einer Zustimmung von 90 Prozent sehr hoch aus.  

Beide vorgestellten Kooperationen können als erfolgreich angesehen werden. Sie waren 
produktiv und effektiv. Zudem wird die Aufteilung des Kooperationserlöses von den 
Beteiligten offenbar als gerecht empfunden. Langfristig könnten sich diese Formen der 
Zusammenarbeit als stabil erweisen.55 Dies überrascht nicht, weil das Betreiben eines 
Geldautomaten oder einer SB-Geschä ftsstelle eine Wertschöpfungsstufe darstellt, die 
weder von hoher strategischer Bedeutung noch durch eine hohe Prekaritä t gekennzeich-
net ist. Im Hinblick auf das oben abgeleitete Modell kann man diese Wertschöpfungs-
stufe als Peripheriekompetenz bezeichnen. Diese könnte man von einem Marktpartner 
beziehen.56 Falls es –  wie hier –  keinen Markt für diese Teilleistung gibt, ist eine Ko-
operation mit einem Konkurrenten ungefä hrlich und aus Kostengründen zu empfehlen. 

Abb. 8: Die Wertschöpfungsstufe  
„Betreiben eines Geldautomaten oder einer SB-Geschä ftsstelle“ 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Wä hrend diese Kooperationen zwischen zwei Primä rinstituten stattfinden, ist auch eine 
Form der Zusammenarbeit auf höherer Ebene möglich, wie das folgende Beispiel der 
bws-Bank zeigt. 

 

3.3.2 Wertpapierabwicklung 

Im Jahre 1998 wurde von den genossenschaftlichen Zentralbanken die Bank für Wert-
papierservice und – systeme AG (bws-Bank) gegründet. Ihre Aufgabe besteht in der Ü -

                                                
55  Zu den Begriffen Produktivitä t, Effektivitä t, Gerechtigkeit und Stabilitä t einer Kooperation vgl. Glie-

derungspunkt 2.3. 
56  CRANE und BODIE vertreten die These, dass sogar das gesamte Filialsystem von Banken auf unabhä n-

gige Anbieter ausgelagert werden kann. Vgl. CRANE / BODIE (1996), S. 114. 
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bernahme von Back-Office-Dientleistungen rund um das Wertpapiergeschä ft. Diese 
Bereiche können insofern von den genossenschaftlichen Zentralinstituten und Primä r-
banken auf die neu eingerichtete Unternehmung ausgelagert werden. Der Aufgabenbe-
reich umfaß t dabei die Abwicklung, Verwaltung sowie den Terminservice. Im Vorder-
grund steht die Rationalisierung von Prozessen und die Bündelung von Volumina. Auf 
diese Weise können in erheblichem Umfang economies of scale realisiert werden.57 Das 
Besondere im Falle der bws-Bank liegt darin, dass sie mittlerweile nicht nur Genossen-
schaftsbanken zu den Abnehmern ihrer Dienstleistungen zä hlt, sondern auch Sparkas-
sen, Geschä fts- und Auslandsbanken.58 Aufgrund der Langfristigkeit der Verträ ge lä ß t 
sich die bws-Bank durchaus als Kooperation zwischen Konkurrenten interpretieren. Der 
kooperative Charakter der bws-Bank wird beispielsweise dadurch deutlich, daß  sie ei-
nen beratenden Kundenbeirat eingerichtet hat, in dem Vertreter der Kunden, also auch 
der Konkurrenten, sitzen.59  

Abb. 9: Die Wertschöpfungsstufe „Wertpapierabwicklung“ 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Die theoretische Begründung lä ß t sich analog zu jener im letzten Gliederungspunkt 
formulieren. Graphisch wird sie in Abbildung 9 gezeigt. Demnach ist die Wertpapier-
abwicklung eine Wertschöpfungsstufe, die aus Sicht von Genossenschaftsbanken weder 
strategisch bedeutsam noch durch hohe Prekaritä ten gekennzeichnet ist. Es handelt sich 
um eine Peripheriekompetenz, die von einem Marktpartner bezogen werden kann. Die 
bws-Bank ist also eine typische Produktionsbank.60 Aufgrund der geringen Abhä ngig-

                                                
57  Vgl. URL://www.bws-bank.de [16.10.2001]. 
58  Vgl. BANK FÜ R WERTPAPIERSYSTEME UND – SYSTEME AG (2000), S. 2. 
59  Vgl. BANK FÜ R WERTPAPIERSYSTEME UND – SYSTEME AG (2001), S. 37. Noch deutlicher würde der 

kooperative Charakter der bws-Bank, wenn der Sparkassensektor und die anderen Abnehmerbanken 
an der bws-Bank beteiligt wä ren. Dies ist jedoch –  zumindest bisher –  nicht der Fall. 

60  Vgl. zu diesem Begriff Gliederungspunkt 3.1. 
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keit ist auch eine lose Zusammenarbeit mit Konkurrenten möglich, sofern kein Markt 
für diese Leistung existiert. 

Die nun folgende Kurz-Fallstudie dient als Beispiel einer Zusammenarbeit, in der Funk-
tionsbedingungen einer Kooperation nicht erfüllt sind. 

 

3.3.3 Virtuelle Marktplä tze 

Das Internet gewinnt immer mehr an Bedeutung. Immer mehr Unternehmen bieten ihre 
Produkte über das Internet an. Dies gilt nicht nur für Finanzdienstleister, sondern auch 
für die Firmenkunden von Volksbanken. Letzteren fehlt aber hä ufig die Kompetenz in 
diesem Bereich. Deshalb bietet sich hier ein potentielles Geschä ftsfeld für Banken, wie 
es auch die Volksbank Kleverland eG erkannt hat.61 Daraus entstand das Vorhaben, 
einen eigenen virtuellen Marktplatz (VMP) zu errichten.62 Dieser sollte die Region rep-
rä sentieren und dem Firmenkunden die Möglichkeit bieten, zu akzeptablen Preisen im 
Internet prä sent zu sein. Allerdings wä re dieser virtuelle Marktplatz langfristig zu klein 
gewesen. Hilfe von Verbundpartnern wurde seinerzeit noch nicht angeboten.63 Ein wei-
teres Problem stellte der Sachverhalt dar, dass 80% der Kunden der Volksbank auch 
gleichzeitig Kunden der Sparkasse sind. Hä tte die Volksbank ihren Kunden die Prä senz 
auf dem Marktplatz angeboten und die Sparkasse ihrerseits einen eigenen Marktplatz 
gestaltet, wä re die Wahrscheinlichkeit groß  gewesen, dass der Kunde, um in beiden 
Marktplä tzen vertreten zu sein, zweimal hä tte zahlen müssen. Dabei wä ren beide 
Marktplä tze ihrerseits wahrscheinlich nicht groß  genug gewesen, um in einer Region 
parallel existieren zu können. 

Die Volksbank Kleverland eG stellte daher die Ü berlegung an, auf „regiomax“, bereits 
vorhandene Internetpräsenz einiger Sparkassen, zurückzugreifen. Regiomax ist ein 
VMP, der die Region Niederrhein im Internet widerspiegeln soll. Er wurde von den 
Sparkassen Neuss, Mönchengladbach und Krefeld zusammen mit der Rheinischen-Post-
Online ins Leben gerufen. Im Mai 2000 wurde diese Kooperation in ein eigenes Unter-
nehmen, die regiomax GmbH, ausgelagert. Das Ziel der regiomax GmbH ist es, eine 
Plattform zu bieten, auf der sich Anbieter und Nachfrager der Region treffen können. 
Regiomax basiert auf einem flä chendeckenden Kooperationsnetz, welchem bislang 17 
Sparkassen angehören. Einzelhandel, Kommunen sowie Gastronomie sind weitere Part-
ner der regiomax GmbH. Auf diesem VMP sind die Firmen aus der Region Niederrhein 
                                                
61 Wir danken wiederum Herrn Unger von der Volksbank Kleverland eG sowie Herrn Wingels von der 

Sparkasse Kleve, die im Rahmen von Interviews über die Kooperation berichteten, für die freundliche 
Unterstützung. 

62  Dieselbe Stoß richtung verfolgt die Volksbank Burgdorf-Celle eG, vgl. STABOLEWSKI (2000), S. 87 ff. 
63  Mittlerweile wurde im genossenschaftlichen Verbund mit www.my-shop.de ein Portal entwickelt, von 

dem aus der Internet-Nutzer auf regionale Malls und Marktplä tze weitergeleitet wird. 
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mit ihren Produkten und Dienstleistungen prä sent. Auch Schulen und Sportvereine sind 
auf diesen Seiten zu finden. Regiomax wird als eine „Findemaschine“ bezeichnet, die 
sich auf den gesamten Niederrhein erstreckt. Die Homepages sind untereinander ver-
linkt, so dass man über den gemeinsamen Marktplatz auf die einzelnen Shop-Seiten der 
Hä ndler gelangt. Daneben werden zahlreiche Informationen aus der Region zur Verfü-
gung gestellt, die die Attraktivitä t von regiomax erhöhen sollen. Da regiomax regional 
ausgerichtet ist, und man über die Hauptseite zu den jeweiligen kleineren Kreisen bzw. 
Stä dten gelangt, wird der Bekanntheitsgrad der Region und der in ihr befindlichen Stä d-
te insgesamt gesteigert. Darüber hinaus bietet die regiomax GmbH ihren Kunden die 
Erstellung einer Homepage zu relativ günstigen Konditionen an. Dies wird durch eine 
starke Standardisierung des Homepage-Angebots möglich, was sich wiederum positiv 
auf die einheitliche Darstellung in regiomax auswirkt. 

Vor dem Hintergrund dieses bereits bestehenden Marktplatzes hat die Volksbank Kle-
verland eG im November 2000 mit der Sparkasse Kleve Gesprä che über eine Mitwir-
kung bei regiomax aufgenommen. Die Sparkasse Kleve hatte sich dem Konzept zu die-
sem Zeitpunkt bereits angeschlossen. Mit der Sparkasse wurde eine Vertriebsvereinba-
rung geschlossen, welche es der Volksbank ermöglicht, neben der Sparkasse als Ver-
triebspartner von regiomax aufzutreten. Zudem hat die Volksbank die Möglichkeit, ihre 
Finanzdienstleistungen auf diesen Seiten zu prä sentieren. Um regiomax bekannt zu ma-
chen, arbeiten in der Stadt Kleve die Volksbank und Sparkasse zusammen. Werbemaß -
nahmen, wie Veranstaltungen, die Schaltung von Anzeigen oder Fachvorträ ge für Fir-
menkunden, werden gemeinsam durchgeführt. Fahrzeuge aus dem Fuhrpark der Spar-
kasse werden mit der Internetadresse „www. regiomax.de“ versehen. Im lokalen Radio-
sender und Kino werden Werbespots gesendet. Die Finanzierung dieser Aktivitä ten er-
folgt nach dem Marktanteil der beiden Banken, d.h. die Volksbank Kleverland trä gt ein 
Drittel und die Sparkasse Kleve zwei Drittel bei. 

Obwohl auf den ersten Blick diese Kooperation erfolgreich verlä uft, sind doch Zweifel 
an ihrem langfristigen Erfolg angebracht. Surft ein Internet-Nutzer auf das Internet-
Portal „www.regionax.de“, so erscheint die Volksbank Kleverland zunä chst gar nicht. 
Es finden sich ausschließ lich Hinweise auf Angebote der Sparkassen. Erst wenn der 
Kunde speziell auf den Ort Kleve weitergeht, erscheint auch ein Link zu der Genossen-
schaftsbank. Aber auch dann sind die Sparkassen noch dominant. Sie führen eine ganze 
Reihe von Angeboten auf, wohingegen auf die Volksbank nur der erwä hnte Link ver-
weist. Bezeichnend für die Kooperation ist vielleicht der folgende Satz, den ein Spar-
kassen-Vertreter in einem Interview geä uß ert hat: „Die Volksbank steht zwar oben noch 
darin, aber die kompletten Seiten, die sich dahinter verbergen, sind gefüllt mit Informa-
tionen von uns. Und so haben wir also das Ziel, daß wir versuchen mö chten, mit diesem 
Virtuellen Marktplatz, kurz VMP, auch die Angebote, die wir haben, noch stärker zu 
vermarkten.“ Mit anderen Worten: Das Betreiben eines virtuellen Marktplatzes ist kei-
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neswegs eine Peripheriekompetenz, so daß  eine derartige Kooperation nicht funktions-
fä hig zu sein scheint. Bezeichnenderweise findet sich auf der Internet-Seite der Volks-
bank Kleverland auch kein Hinweis auf regiomax.64 Es ist daher zu vermuten, daß  diese 
Kooperation aus Sicht der Volksbank nicht effektiv ist.65 

Abb. 10: Die Wertschöpfungsstufe „Virtueller Marktplatz“ 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

Im Gegensatz zu den obigen Fä llen handelt es sich bei einem Virtuellen Marktplatz um 
eine Komplementä rkompetenz. Dieser Bereich ist, sofern er als Vertriebskanal genutzt 
werden soll, von nicht zu unterschä tzender strategischer Bedeutung. Auch die getä tigten 
Investitionen sind spezifisch, denn es ist schwierig, das eingebrachte Kapital und Wis-
sen zurückzuerhalten. Aus institutionenökonomischer Perspektive kommt demnach nur 
eine verbundinterne Kooperation in Frage, wie es die Sparkassen, die regiomax gegrün-
det haben, anfä nglich tatsä chlich praktiziert haben. 66  

 

                                                
64  Vgl. URL: http://www.voba-kleverland.de/?type=jsl [16.10.2001]. 
65  Vgl. hierzu Gliederungspunkt 2.3. 
66  Anders stellt sich die Situation dar, wenn der Virtuelle Marktplatz nicht als Vertriebskanal für Bank-

dienstleistungen angesehen wird, sondern der Charakter als Marktplatz für die Kunden im Vorder-
grund steht. Dies setzt dann voraus, daß  die kooperierenden Banken kaum in Erscheinung treten. Es 
handelt sich dann um ein Produkt für den Kunden und nicht um einen Vertriebskanal für die Bank. 
Diesen Weg gehen die Volksbank Freiburg und Sparkasse Freiburg-Nördlicher Breisgau. Diese bei-
den Institute haben ebenfalls gemeinsam einen virtuellen Marktplatz unter der Internet-Adresse 
www.baden24.de eingerichtet, auf dem aber kaum Hinweise auf die Kreditinstitute zu finden sind. 
Vgl. SPARKASSE FREIBURG –  NÖ RDLICHER BREISGAU (2001), S. 24 ff. 
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4 Resümee und Ausblick 

Vordergründig dienen Kooperationen entweder der Erhöhung der Effizienz, beispiels-
weise durch Ausnutzung von economies of scale und scope, oder der Erlangung von 
Marktmacht durch die Bildung von Kartellen. Diese Ziele lassen sich allerdings auch 
durch Zusammenschlüsse oder durch Marktbeziehungen realisieren. Aus diesem Grun-
de werden Entscheidungskriterien benötigt, um zwischen den organisatorischen Alter-
nativen Fusion, Kooperation oder Marktverträ ge entscheiden zu können. Die Neue In-
stitutionenökonomik und der Kernkompetenzansatz liefern das hierzu notwendige In-
strumentarium. Mit Hilfe der Dimensionen Prekaritä t und strategische Bedeutung lassen 
sich Kernkompetenzen (hohe Prekaritä t und strategische Bedeutung), Komplementä r-
kompetenzen (mittlere Prekaritä t und strategische Bedeutung) und Peripheriekompeten-
zen (geringe Prekaritä t und strategische Bedeutung) voneinander abgrenzen. Kernkom-
petenzen sind in die Unternehmenshierarchie zu integrieren, Komplementä rkompeten-
zen können von Kooperationspartnern und Peripheriekompetenzen im Rahmen von 
Markttransaktionen bezogen webden.  

Grundsä tzlich lassen sich zwei Arten der Kooperation unterscheiden. So kann ein Un-
ternehmen einerseits mit Konkurrenten und andererseits mit Nicht-Konkurrenten zu-
sammenarbeiten. Der zweite Fall ist weitaus problematischer als der erste, weil das 
Konfliktpotential erheblich größ er ist. Daraus lassen sich zwei Schluß folgerungen zie-
hen. Zum einen sind Kooperationen zwischen Konkurrenten nur bei relativ geringer 
Prekaritä t und strategischer Bedeutung effizient. Der Ü bergang zur Organisationsform 
Markt ist dabei fließ end. Zum zweiten besteht die Gefahr, daß  Kooperationen zwischen 
Konkurrenten instabil sind. Die Erfüllung der Funktionsbedingungen einer Kooperation 
–  Produktivitä t, Effektivitä t, Gerechtigkeit und Stabilitä t –  ist ausgesprochen schwierig 
und stellt besondere Anforderungen an das Kooperationsmanagement.  

Ü bertragen auf Genossenschaftsbanken ergibt sich das Problem, welche Wertschöp-
fungsstufen eine Primä rbank selbst erstellen sollte und für welche Bereiche eine Zu-
sammenarbeit entweder mit verbundinternen Kooperationspartnern oder mit Konkurren-
ten in Frage kommt. Die Kernkompetenz von Genossenschaftsbanken liegt im Vertrieb, 
also im Beziehungsmanagement vor Ort. Risikomanagement bildet eine Komplemen-
tä rkompetenz, die auf verbundinterne Partner übertragen werden könnte. Die Produkti-
on hingegen stellt eine Peripheriekompetenz dar, die –  sofern es (noch) keinen Markt 
für derartige Leistungen gibt –  in Kooperation mit Konkurrenten erbracht werden kann.  

So existieren bereits erfolgreich Kooperationen zwischen Volksbanken und Sparkassen, 
die den Kunden des Konkurrenten den kostenlosen Zugang zu ihren Geldautomaten 
gewä hren und die sogar gemeinsam SB-Geschä ftsstellen betreiben. Weniger erfolgver-
sprechend sind Kooperationen, bei denen Genossenschaftsbanken und Sparkassen zu-
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sammen Virtuelle Marktplä tze betreiben, auf denen sie ihre Dienstleistungen anbieten. 
Ein solches Internet-Portal hat eine relativ hohe strategische Bedeutung für das Kunde-
Bank-Verhä ltnis, wenn über diesen Weg auch Bankprodukte vertrieben werden sollen. 
Aus diesem Grunde bietet sich dieses Geschä ftsfeld nicht für eine Zusammenarbeit zwi-
schen Konkurrenten an. Neben derartigen Kooperationen zwischen Primä rinstituten ist 
auch eine Zusammenarbeit auf einer höheren Ebene denkbar. So hat sich die Wertpa-
pierabwicklungsbank des Genossenschaftssektors mittlerweile auch dem Sparkassen- 
und dem Privatbankensektor geöffnet.  

Die Annä herungsversuche zwischen einzelnen genossenschaftlichen Primä rbanken und 
Sparkassen haben gezeigt, daß  Kooperationen im Bereich Geldautomaten und SB-
Geschä ftsstellen möglich sind. Vor dem Hintergrund, dass die groß en Kreditbanken und 
die Postbank ihre Geldautomaten-Netze zur CashGroup zusammengeschlossen haben, 
sollte darüber nachgedacht werden, ob nicht eine Kooperation zwischen den Verbünden 
der Genossenschaften und Sparkassen als Ganzes geboten wä re. 

Die dargestellten Entwicklungen weisen darauf hin, daß  die Arbeitsteilung im Banksek-
tor in Zukunft neue Formen annehmen wird. Zur Steigerung der Effizienz ist mit einer 
stä rkeren Spezialisierung vieler Institute als Vertriebs-, Portfolio- oder Produktionsban-
ken zu rechnen. Um die nunmehr aufgesplitterten Wertschöpfungsketten wieder zu-
sammenzuführen, werden noch mehr als heute Kooperationen notwendig sein –  zwi-
schen Banken gleicher Gruppen wie bisher, aber auch zwischen Konkurrenten. Hier 
bedarf es dringend weiterer Forschungen, um die Erfolgsvoraussetzungen für Koopera-
tionen mit Verbundpartnern einerseits und mit Konkurrenten andererseits genau zu i-
dentifizieren.  
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